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MD-852-2/92 
Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Energielenkungsge­
setz 1982 geändert wird; 
Begutachtung; 
Stellungnahme 

An das 
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WIENER LANDESREGIERUNG 

" Wien, 9. April 1992 
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Das Amt der Wiener Landesregierung beehrt sieh, in der Bei­
lage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem im Be­
treff genannten Gesetzentwurf zu übermitteln. 

Beilage 
(25-fach) 
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Für den Land amtsdirektor: 

Dr. P ischl 
Magistratsvizedirektor 
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MD-852-2/92 
Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Energielenkungsge­
setz 1982 geändert wird; 
Begutachtung; 
stellungnahme 

zu GZ 551.308/5-VIII/1/92 

An das 
Bundesministerium für 
wirtschaftliche Angelegenheiten 

AMT DER 
WIENER LANDESREGIERUNG 

g 
l),enSlslelle MJ:rBüro des Magistratsdirektors 

.ÄcJreSS13 1082 Wien, Rathaus 

Telcfor:r"JlTlr~ 00-82125 

Wien, 9. April 1992 

Auf das do. Schreiben vom 12. März 1992 beehrt sich das Amt 
der Wiener Landesregierung zu dem im Betreff genannten 
Gesetzentwurf folgende Stellungnahme bekanntzugeben: 

Einer unbefristeten Verlängerung der Verfassungsbestimmung 
des Art. I des vorliegenden Gesetzentwurfes kann nicht 
zugestimmt werden, da im Hinblick auf die derzeit laufenden 
Verhandlungen zwischen Bund und Ländern mit dem Ziel einer 
einvernehmlichen Kompetenzbereinigung kein weiteres Präjudiz 
zugunsten des Bundes gesetzt werden sollte. 

Zur Möglichkeit, umweltpolitisch bedeutsame Anforderungen an 
die Beschaffenheit von Energieträgern zeitweilig zurückzu­
nehmen (Art. II Z 5 und 6), ist darauf hinzuweisen, daß der 
Entwurf keine korrespondierenden Konsequenzen bei geltenden 
Emissionsgrenzwerten enthält, wenn von den Sonderbestim­
mungen der §§ 10 Z 4 und 14a für Stromerzeugungsanlagen 
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abgesehen wird. Dies bedeutet, daß im Falle einer Brenn­
stoffversorgungskrise sonstige Dampfkesselanlagen - trotz 
Zulassung von Heizöl mit höherem Schwefelgehalt - wegen 
der einzuhaltenden Emissionswerte nicht mehr betrieben 
werden dürften. 

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 
dem Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Für den Landesamtsdirektor: 

Dr. ischl 
Magistratsvizedirektor 

5/SN-142/ME XVIII. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)4 von 4

www.parlament.gv.at




